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Themen einer sozialpartnerschaftliehen 
Politik in einerneuen Welt 

Manfred Prisehing 

Eine neue postindustrielle1 , posttayloristische oder postfordistische2 

Wirtschaftskonstellation beginnt sich zu formieren, und wie dies mit einem 
umfassenden Wandel der Produktivkräfte nun einmal so ist: Sie scheinen 
einer neuen gesamtgesellschaftlichen Konstellation ihre Charakteristik 
aufzuprägen- "alles Ständische, alles Althergebrachte, alles Verknöcherte 
und Verkrustete verdampft." Man kann das bejubeln oder betrauern; 
nüchtern ist festzustellen, dass die alten Ortsbestimmungen vielfach nicht 
mehr hilfreich sind. Dies gilt für die großen Interessengruppen, für die 
weltanschaulichen Positionen, für die wirtschaftspolitischen, sozialpoliti­
schen und gesellschaftspolitischen Instrumente. Es geht um neue Paradig­
men, die sich in unseren Köpfen formen müssen, wenn wir mit dieserneuen 
Welt zurecht kommen wollen. 

Es wäre verwunderlich, wenn der umfassende Wandel, der auch ein 
Wandel des Staates und ein Wandel des Politikmachans ist, die Sozialpart­
nerschaft unberührt gelassen hätte. Die Sozialpartnerschaft hat nicht nur 
zu den Zutaten eines vagen Österreichischen ldentitätsbewusstseins3 

gehört (und allzu viele stützende Elemente für eine solche Identität, mit 
denen man unbefangen umgehen hätte können, hat es ja nicht gegeben); 
sie hat auch auf der internationalen politikwissenschaftlichen Szene einen 
Sonderfall dargestellt: Österreich war immer ein Musterbeispiel für ein 
korporatistisches Land.4 Das "korporatistische" Regierungsmodell5 wurde 
zwar unterschiedlich definiert, aber Österreich war jedenfalls in allen ver­
fügbaren Definitionen ein gutes und erfolgreiches Beispiel. Man führte das 
Österreichische Wirtschaftswunder nicht zuletzt auf die sozialpartnerschaft­
lich gewährleistete Friedlichkeit der sozialökonomischen Beziehungen in 
diesem Lande zurück; aber man stellte zunehmend auch fest, dass in den 
letzten zwei Jahrzehnten die Stärke und zugleich die Problemlösungsfähig­
keit der Sozialpartnerschaft kontinuierlich abgenommen haben: Es begann 
sich eine Reformangst breit zu machen, die sich gegen die Tendenzen der 
globalen Entwicklung wendete, zunehmend verkrampft an alten Sitten und 
Gebräuchen festhielt, sich gegen eine Professionalisierung des politischen 
Apparats wendete und langsam in eine gewisse Krisenhaftigkeit schlitterte. 
Dabei lässt sich- auf Grund der engen Verflechtungen- nicht immer trenn-
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scharf unterscheiden, welche Schwächen bei den Sozialpartnern selbst 
und welche bei den ihnen verbundenen Parteien begründet waren. Ins­
gesamt hat sich der Eindruck verbreitet, dass die Sozialpartnerschaft nicht 
nur eine kontinuitätsgarantierende Konstellation politisch relevanter Kräfte 
darstellt, sondern auch auf eine Welt der Kontinuitäten angewiesen ist -
und das heißt: in einer turbulenten Welt mit ihren Instrumenten und ihrer 
Weltsicht in Schwierigkeiten gerät. 

Nun handelt es sich hierbei, wie dies in solchen Fällen immer der Fall ist, 
nicht (nur) um die mangelnde Erkenntnis- oder Anpassungsfähigkeit ein­
zelner Personen, denen die Schuld an allem zuzuschieben wäre, sondern 
auch um einen so tiefgreifenden Wandel äußerer Umstände, dass eine 
ganze Reihe von Voraussetzungen für die stabile sozialpartnerschaftliehe 
Ordnung herkömmlicher Prägung in einem nationalstaatlich beherrsch­
baren System weggefallen ist.6 Die alte Politik wurde weitgehend obsolet; 
ein neues Bild des Staates begann sich herauszubilden; eine neue 
internationale Konstellation kam hinzu. Alles das ergibt eine neue Situation, 
und die Sozialpartnerschaft muss ihre "Bilder" davon, was vor sich geht, 
und ihre Vorstellungen davon, was hinfort politisch gemacht werden kann, 
revidieren, wenn sie eine Chance haben will, bei der Politikgestaltung 
wieder stärker mit im Spiel zu sein. Da sich heute kein Staat mehr als eine 
Art von obrigkeitlicher Monopolverwaltung verstehen und als Schutzwall vor 
der Flexibilisierung aller Verhältnisse profilieren kann, ist jene Form der 
Sozialpartnerschaft- die, manchmal auch in überzogener Weise, als "Ver­
hinderungsgemeinschaft" mit überholten Perspektivierungen von Problem­
lagen angesehen wurde - Vergangenheit. Zudem ist es schwierig, in 
turbulenten Zeitläufen Unbeweglichkeit von Kontinuitätswahrung zu unter­
scheiden, die unzureichende Wahrnehmung von Veränderungserfordernis­
sen von der bewussten Positionierung einer Verweigerungshaltung, die 
nicht allen Modernismen applaudierend nachläuft. Da aber zugleich auch 
die klassische weltanschaulich gefügte Parteienkonstellation in die Vergan­
genheit abgedriftet ist, haben die Rearrangements im parteipolitischen 
Bereich den Manövrierspielraum der Interessenorganisationen weiter 
eingeengt. Es geht nunmehr um die Entwicklung eines geistigen Rahmens 
für eine neue Sozialpartnerschaft. Die folgenden Bemerkungen können nur 
eine allgemeine Skizze für eine Auseinandersetzung liefern, die vertieft 
werden muss und sich letztlich an politischen Details konkretisieren muss. 
Angesichts des Kontexts dieser Ausführungen wird der Arbeitnehmerseite 
und ihren Institutionen besondere Aufmerksamkeit geschenkt. 

1. Von der politischen Verfügbarkeit zur neuen Flexibilität 

Einst gab es einen Nationalstaat, in dem die jeweilige Regierung (fast) 
machen konnte, was sie wollte -freilich mit abnehmender Wirksamkeit in 
Anbetracht hoher Außenwirtschaftsverflechtungen. Wirtschafts- und So­
zialpolitik waren aber im Grunde eine nationalstaatliche Angelegenheit. 
Wenn sich die Sozialpartner einig waren, konnten sie mit Hilfe der Regie-
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rung ihre Pläne durchsetzen,? und da sie auch mit Regierungs-, Partei­
und Legislativinstitutionen enge Verflechtungen aufwiesen, wurde ihnen 
dieser Freiraum in der Tat oft gewährt.8 

Das ist grundlegend anders geworden: Herkömmliche nationale Sozial­
partnerpolitik kann in einer transnationalen Politikszene nicht mehr betrie­
ben werden, weil die herkömmlichen Themen und Instrumente nicht mehr 
im politischen Zugriffsbereich liegen. Geldpolitik kann es im gemeinsamen 
Währungsraum nicht mehr geben9 , und Fiskalpolitik ist für einzelne Staa­
ten so gut wie sinnlos, allenfalls auf europäischer Ebene in konzertierter 
Aktion realisierbar. 10 Preis- und Mengenfestlegungen sind obsolet gewor­
den; Marktregulierungen sind dem innerstaatlichen Zugriff immer mehr 
entzogen; und was europäische Verbote in dieser Hinsicht nicht leisten, das 
bringt der neoliberale Zeitgeist zuwege. Vieles an der traditionellen Soziai­
partnerpolitik lief ja auf Wettbewerbsbeschränkung hinaus; nun aber gibt es 
einen europäischen Wettbewerb und eine europäische Behörde, die über 
das Konkurrenzgeschehen wacht, und das Konkurrenzgeschehen hat an 
Härte gewonnen. Man kann als Bundes- oder Landesregierung Unterneh­
men nicht mehr nach Belieben subventionieren, auch wenn die Betriebs­
räte zusammen mit den Arbeitgebern noch so heftig intervenieren, oder 
man muss zumindest beachtliche rechtliche Kunstgriffe zuwege bringen, 
um die eine oder andere versteckte Förderung doch noch zu bewerk­
stelligen. Die alten verstaatlichten Betriebe, die man einst im bequemen 
Hausmacht-Zugriff hatte, gibt es nicht mehr, genau so wenig wie Post, 
Bahn und Elektrizitätswirtschaft als politische Vorfeldorganisationen; und 
selbst die Banken kämpfen hart im internationalen Wettbewerb. 

Dieser Wandel hat viele politische Akteure in Verwirrung gestürzt. Man 
hat am Gewohnten über die Zeit hinaus festgehalten, weil man sich 
Alternativen nicht vorstellen konnte, vor allem aber auch, weil eingeses­
sene Machtgruppen nicht wahrnehmen wollten, dass ihnen sämtliche 
Stützpfeiler weg brachen; das gilt für die seinerzeitige Verstaatlichte Indus­
trie ebenso wie auch heute für den landwirtschaftlichen Bereich. Zugleich 
akkumulierten sich im Laufe der Zeit etliche Probleme, die verschoben und 
verdrängt wurden. Der politische lmmobilismus11 in den letzten Jahren des 
vorigen Jahrhunderts - die "verschwiegene Sklerose" Österreichs - hat 
viele Gesichter, und um sie wahrzunehmen, muss man keineswegs ein 
blinder Bejubler_jenes Wandels sein, der nur des Wandels halber vorge­
nommen wird. Uber Pensionsreformen wurde Jahre, ja eigentlich Jahr­
zehnte geredet, ohne dass sie auch nur zaghaft angegangen wurden. Im 
Bildungsbereich wurde herumdilettiert, ohne wirklich etwas zu bewirken. ln 
der Ökologie gab es eine Politik der sehr kleinen Schritte. Im Gesund­
heitsbereichtraute man sich über keine System-Reformen. Die Staatsver­
schuldung explodierte in der Endphase der großen Koalition, als man alle 
vorherigen, bereits zaghaft unternommenen Konsolidierungsversuche 
endgültig einstellte. Wenn -von welcher Seite auch immer- ein Problem 
thematisiert wurde, stemmten sich jeweils einflussreiche Interessengrup­
pen dagegen, weil sie nicht einsehen konnten, dass jene Politik, die immer 
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richtig gewesen war, nunmehr nicht mehr stimmen sollte. Die Österreichi­
sche Pfründenverteilungspolitik wurde immer unzeitgemäßer, ebenso wie 
jene Österreichische Konfliktvermeidungspolitik, die auf der gleichmäßigen 
Bedienung aller Beteiligten durch öffentliche Gelder fußte. 

Das politische Handlungsrepertoire hat sich nunmehr verändert: Bei 
geschlossenen Grenzen12 braucht man nicht wirklich Standortpolitik zu 
machen, bei offenen Grenzen ist die Standortpolitik (unter Einschluss von 
Technologie-, Forschungs-, Bildungs-, lnfrastrukturpolitik) beinahe das 
einzige verbliebene wirtschaftspolitische lnstrumentarium. 13 Standortpolitik 
ist jedoch eine "neue" Politik. Das Betreiben von Standortpolitik ist ein ab­
straktes Geschäft (im Vergleich mit der Vergabe konkreter politischer 
"Wohltaten"), ein komplexes Geschäft (weil es nicht mehr nur um simple 
"Ankurbelung" im Sinne seinerzeitiger Fiskalpolitik gehen kann) und ein 
langwieriges Geschäft (dessen Erfolg ungewiss ist, ja nicht einmal nach­
träglich in seiner Kausalität wirklich nachgewiesen werden kann). Es geht 
um eine Revision der Machbarkeiten: Die Sozialpartner sind nicht mehr 
Herren im eigenen Hause Österreich, und somit ist eine "Hausherren­
mentalität" nicht mehr angebracht. Man muss die Wahrnehmung der 
Wirklichkeit zurechtrücken. 

Zu den Elementen der herkömmlichen "Verfügbarkeitsattitüde" gehörte 
ein wohlausgeprägtes Besitzstandsdenken. Die Perspektive der Arbeit­
nehmervertretung ist von der geschichtlichen Erfahrung geformt, derzu­
folge man auf friedlichem Wege beachtliche Erfolge einfahren kann, wenn 
man hartnäckig jeweils kleine Schritte durchsetzt und das Erreichte 
vehement verteidigt. Aber dieser an sich sinnvolle Weg genügt nicht in allen 
Situationen, und in turbulenten Zeiten macht er notwendige Reformen 
unmöglich. Die alte Wachstumslogik-Arbeitnehmerpolitik heißt Inflations­
rate plus drei Prozent (und ein paar Schutzbestimmungen dazu)- ist (a) an 
eine hohe Wachstumsrate und (b) an einen kontinuierlichen Wachstums­
pfad gebunden. Aber zu den Reformrestriktionen in schwächeren Wachs­
tumsphasen hat Lester Thurow in seiner "Null-Summen-Gesellschaft" sei­
nerzeit schon das Nötige gesagt14 , und dass man in Zeiten der Globalisie­
rung und der Wissensgesellschaft nicht mehr von "kontinuierlichen Pfaden" 
sprechen kann, bedarf keiner näheren Erläuterung. Wenn zudem bestimm­
te Entwicklungen absehbar in Schwierigkeiten führen - vom Pensions­
system bis zur Ökologie -, dann stimmen die Prämissen einer solchen 
Politik nicht mehr. Österreich ist nicht (mehr) allein auf der Welt, und 
Vergleiche mit anderen Ländern können nicht abgetan werden. Öffnung ist 
angesagt, ohne dass deswegen alles, was erreicht worden ist, über Bord 
geworfen werden soll (und darf). Aber genau das gilt es zu analysieren und 
auseinanderzuhalten: Wie macht man grundsätzliche Reformen, ohne 
soziale Errungenschaften aufzugeben? Es ist eine anspruchsvollere Politik 
als jene, die Stück für Stück auf das Erreichte aufsetzen konnte; denn sie 
soll ja auch nicht in einen stückweise verhandelbaren Rückbau münden. 
Die Arbeitnehmerpolitik hat sich zu wandeln: vom linearen lnkrementalis­
mus (mehr vom Gleichen) zum inkrementalen Redesign ("anders", ohne 
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dass es schlechter, ja damit es vielleicht sogar besser wird) von Politikberei­
chen. Sie braucht soziale Phantasie, Mut zum Experiment und die Fähigkeit 
zur Fehlerkorrektur. 

2. Von den Milieus zu den Interessen 

Die korporative Interessenvertretung beruhte auf geschlossenen Klassen 
mit abgrenzbaren Interessen lagen, aber diese sind in einer individualisiert­
pluralisierten Gesellschaft immer weniger zu finden. Man trifft jetzt auf 
Milieus und Lebensstilgruppen, auf Individuen mit ganz unterschiedlichen 
Interessen und Wünschen. 15 Herkömmliche Sozialpartnerpolitik hat auf 
großen Aggregaten beruht. Wenn aber jede Gruppe Klienten mit ganz 
unterschiedlichen Interessen und zum Teil mit gegensätzlichen Vorstellun­
gen zu vertreten hat, wie dies in einer "Lebensstilgesellschaft" anstelle einer 
"Klassengesellschaft" der Fall ist, wissen die Vertreter der Sozialpartner­
politik nicht mehr, was sie wollen sollen. Die Interessenvertretungen haben 
sich damit abzufinden, dass die Voraussetzungen für eine kollektiv 
durchgeplante Normalbiographie (einschließlich des "Normalarbeitsver­
hältnisses") ebenso wie die Voraussetzungen für eine lebensweltlich 
gesättigte Solidarität in einheitlicher Weltanschauung dahingeschwunden 
sind: Es gibt nicht mehr die Arbeitersiedlungen, die lebenslangen Arbeits­
plätze, die geschlossenen Lebenskreise 16 ; es gibt auf der Arbeitgeberseite 
auch immer weniger jene große Zahl von Kleinunternehmern, die eine 
lebenslange Bindung an die Entwicklung ihrer Firma hatten. Es steigt die 
Volatilität auf allen Seiten. 

Die Weltanschauungsparteien lösen sich ebenso auf wie die Interessen­
vertretungen. "Der Typus der auf relativ homogenen sozialen Milieus beruh­
enden Weltanschauungspartei, die zugleich einen lebenspraktischen Rah­
men für ihre Gefolgschaft ,von der Wiege bis zur Bahre' bildet, gehört der 
Vergangenheit an. Es gibt keine säkulare soziale Bewegung mehr, die, wie 
es prototypisch für die Arbeiterbewegung zutraf, den gesamten Lebens­
zusammenhang von der Regulierung der Arbeit über die politische Interes­
senvertretung bis hin zur kulturellen Reproduktion gleichsam in einer 
Paketlösung zu organisieren verspricht." Das hat Folgen: Eine Entwicklung 
von der politischen Beheimatungsattitüde zur Mentalität einer Inanspruch­
nahme von Serviceleistungen setzt ein. "Parteien und Verbände sind in 
ihren heutigen Funktionen spezifischer und zugleich leistungsfähiger 
geworden; sie verstehen sich zunehmend als Dienstleistungsunternehmen 
[ .. . ], die man situativ beansprucht. Parteien sammeln Wählerstimmen, 
Interessenverbände suchen bestimmte Fachpolitiken zu beeinflussen, aber 
sie bieten kaum mehr ganzheitliche Entwürfe, in denen Fragen der sozialen 
und politischen Ordnung mit denen der alltäglichen Lebenspraxis aufs 
engste verknüpft werden. Wie im Falle der Erwerbsarbeit treten individuelle 
Motive und organisatorische Zwecke auseinander[ ... ] Man ist nicht Mitglied 
im ADAC (Allgemeiner Deutscher Automobil-Club), weil man seine Ver­
kehrspolitik unbedingt gutheißt, sondern seine Pannenhilfe schätzt. Man 

87 



Wirtschaft und Gesellschaft 28. Jahrgang (2002}, Sonderheft 

bleibt nicht in der Gewerkschaft aus Klassenbewusstsein, sondern weil 
man auf ihre Hilfe im Fall einer arbeitsgerichtliehen Auseinandersetzung 
hofft."17 Die politischen Parteien ebenso wie die Interessenvertretungen 
werden, wie Sozialwissenschaftler nicht müde werden zu betonen, von 
"Mitgliederorganisationen" auf der Grundlage von Solidarpakten zu Ver­
trags-, Service- und Versicherungsorganisationen. 18 

Aber das ist nur die halbe Wahrheit; man soll die Vernunft der Menschen 
ebenso wenig überschätzen wie man an ihrem Egoismus und an ihrer 
Kurzsichtigkeit verzweifeln soll - das schlichte Autofahrer-Club-Modell 
erschöpft nicht die Eigenart des politischen Bereichs. Ein Blick auf drei 
Aspekte- Politiker, Medien und Experten - ist angebracht, um die Politik­
szene etwas ausführlicher zu beschreiben. 

Erstens: Die Qualität der "politischen Diskussion" ist verbesserungsbe­
dürftig, wenn das politische Geschehen nicht tatsächlich in den "Service­
Sektor" abgleiten soll. Es gibt in diesem Lande viele Politiker, die nie etwas 
anderes gelernt haben als "Untergriffe" und die deshalb zu einer seriösen 
Sachdiskussion unfähig sind -da ist das Klima bereits in Deutschland viel 
besser. Es gibt auch hinreichend viele Politiker, die glauben, sich über 
Rechtsregeln (und seien es Regeln der Verfassung) ebenso wie über 
Verfassungsinstitutionen (und sei es der Verfassungsgerichtshof) unge­
niert hinwegsetzen zu können -weil eben in Österreich augenzwinkernde 
Umgehungsstrategien zum normalen politischen Leben gehören. Ebenso 
gibt es Politiker, die nach wie vor glauben, sich auf Dauer ungestraft ihre 
"Freundeskreise" durch Geldvergaben absichern zu können, auf dass 
ihnen selbst hinterdrein, wenn sie aus der Politik ausscheiden, ein lukrativer 
Direktorenposten winke. Die Zeit der politische Erbpachten für die ge­
schlossene Besetzung und Versorgung von Funktionärsriegen ist in 
seriösen administrativen und intermediären Systemen abgelaufen. Alle 
Demokratien sind so schlecht, dass solche Bestrebungen immer vorhan­
den sind; aber die meisten sind so gut, dass es auch permanente Konflikte 
gibt mit Leuten, die sich erfreulicherweise dagegen wehren. Österreich ist 
institutionell "aufgelockert", aber es ist noch lange kein wirklich "liberales" 
Land: mit einem hinreichenden Maß an Rechtsstaatlichkeit; mit Selbst­
bewusstsein und Mündigkeit der Bürger; mit einem kompetenten Medien­
system, das noch etwas anderes kennt als bejubeln oder heruntermachen. 
Wir haben noch ein schönes Stück Weges an Liberalisierung vor uns, einer 
Liberalisierung , die eben auch mit einem "flexibleren" Verhältnis zu 
politischen "Beheimatungen" verbunden ist, und deshalb sollte man nicht 
allzu schnell Angst davor haben, dass die ganze Szene ein wenig "volatiler" 
wird. 

Zweitens: Die politische Bindungskraft auf Grund festgefügter Traditio­
nen ist also geschwunden; aber nach wie vor tragen die Interessen­
organisationen (wie auch die herkömmlichen Parteien) dazu bei, die Wirk­
lichkeit zu strukturieren und die Welt zu ordnen. Freilich sind es nicht mehr 
ausgeklügelte Programme, die öffentlichkeitswirksam werden, sondern es 
sind Bündel flottierender, widersprüchlicher und diffuser Haltungen, die sich 

88 



28. Jahrgang (2002), Sonderheft Wirtschaft und Gesellschaft 

im Publikum finden. Damit ist zu rechnen, und es wäre unrealistisch, den 
Bedingungen einer mediengeprägten (und vielleicht sogar postmodernen) 
Gesellschaft nicht Rechnung zu tragen. Allerdings bleibt ein Rest von 
Authentizität, politischer Erfahrung und Sachverstand vonnöten- und da ist 
es für die politischen Organisationen zunehmend fatal, dass sie sich 
schwerer tun, qualifiziertes Personal zu finden. Es ist zum einen nicht damit 
getan, in den intermediären Organisationen politisch nahestehende 
Personen, die sonst nirgends landen können, "unterzubringen", weil auch 
diese Organisationen auf ihre Effektivität achten müssen; es ist zum 
anderen nicht damit getan, für die politische Öffentlichkeitsszene als 
wichtigste Wege zur Politikkarriere nur auf fernsehen- und bürgerinitiativen­
erfahrene Proponenten zu setzen. Politik soll man nicht abwerten: Es 
handelt sich um einen Job, für den man Kenntnisse und Erfahrungen 
benötigt, soweit die Position mehr sein soll als die Zählstimme eines Hinter­
bänklers. Die Reduktion des politischen Personals auf Stammtisch­
hegernone (und seien es auch akademische Stammtische) und Bier­
zeltvirtuosen (bei denen sich ein breites Spektrum von Varianten anbietet) 
würde zudem die politische und wirtschaftliche Entwicklung auf Dauer 
beeinträchtigen; die Demokratie ist ohnehin ein anfälliges Gebilde. Interes­
senverbände weisen im Vergleich mit politischen Parteien, die sich in die 
Rolle von Marketing-Organisationen begeben, oft eine gewisse "Erden­
schwere" auf, und es fällt ihnen schwer, Medienattraktivität zu entfalten; 
aber dies hebt sich andererseits auch vorteilhaft von einem allzu luftigen 
Populismus ab, dessen Anziehungskraft auf Dauer nachlassen könnte, und 
sie ist ein Gegengewicht gegen beliebige Schwankungen von Mehrheiten, 
die seit jeher als eines der bestandsgefährdenden Grundprobleme einer 
demokratischen Ordnung verstanden worden sind. 

Drittens: Auch wenn der Auflösungsprozess der Institutionen mit einer 
Volatilität von Personal und Programm einhergeht, gibt es eine "Hinter­
bühne" der Experten. Denn zugleich sind die (rechtlichen, gesellschaftli­
chen, wirtschaftlichen, organisatorischen) Verhältnisse derart kompliziert 
geworden, dass so viel Sachverstand und Expertenturn vonnöten istwie nie 
zuvor. Die Interessenorganisationen haben auf diesem Gebiet immer punk­
ten können, und tatsächlich ist es verfehlt anzunehmen, man bräuchte 
keinen institutionalisierten Sachverstand, sondern könne sich im Bedarfs­
fall die erforderlichen Ratschläge von einer Consulting-Firma besorgen. Die 
Wahrheit ist, dass der Sachverstand dort nicht zu finden ist: weil es sich um 
ein "gewachsenes" Expertenturn handeln muss, das in der Zwischenweit 
zwischen Wissenschaft und Politik schwebt; das genug Pragmatismus 
aufweist, um die Grenzen des Machbaren umschreiben zu können, und 
genug Wahrhaftigkeit, um nicht nur der politischen Legitimierung beliebiger 
Ideen dienlich zu sein; das letztlich auch einen beträchtlichen Bestand an 
"tacit knowledge" aufbauen kann. 

Nicht zuletzt diesem pragmatisch disziplinierten Sachverstand ist es 
zuzuschreiben, dass die Sozialpartnerorganisationen bei ihrer jeweiligen 
Klientel "Vertrauen" genießen: Auch wenn im Einzelfall nicht immer nach-

89 



Wirtschaft und Gese ll schaft 28. Jahrgang (2002), Sonderheft 

vollzogen werden kann, was im Ganzen vor sich geht, sind die Mitglieder 
überzeugt, dass grosso modo ihre Interessen gewahrt und verfolgt werden. 
Es sind Kurzfrist- und Langfristeffekte zu unterscheiden. Lächeln allein 
genügt nicht. Gags genügen nicht. Medien genügen nicht. Aber auch der 
ad hoc-Zukauf von Expertenwissen genügt nicht. Das Vertrauen muss 
gepflegt und bewahrt werden , nicht durch starke Gesten und große Sager, 
sondern auch durch langfristige Arbeit auf einer institutionell gesicherten 
Hinterbühne. 

3. Von der Obrigkeit zum Verhandlungsstaat 

Die Regierung war- nach der Österreichischen "Lehre" - stark, weil sie 
von den Sozialpartnern unterstützt wurde, die im Hinblick auf die gesell­
schaftlichen Schichtungen eine große Durchdringungskraft besaßen. Aber 
die "starke" Regierung war in Wahrheit immer auch eine schwache: Sie war 
den Interessengruppen und letztlich der Gesellschaft insofern oft ausge­
liefert, als sich die nichtantagonistisch handelnden Partner mit ihren 
divergierenden Interessen oft auf Kosten eines Dritten, in diesem Falle der 
staatlichen Kasse, einigten. ln der Verstaatlichten Industrie hatten ohnehin 
die Betriebsräte das Sagen; und öffentliche Einrichtungen wie die Eisen­
bahn und die Post waren, trotzaller Ineffizienz, ebenso unantastbar wie die 
Elektrizitätsgesellschaften, trotzaller Pfründenverteilung. Auch diese Zeit 
geht immer mehr vorbei: Nunmehr erhöht die Internationalisierung die 
Handlungsfähigkeit der nationalen Regierungen gegenüber ihren Gesell­
schaften, vor allem auch gegenüber den lnteressenverbänden. Die Regie­
rung kann sich auf internationale Vereinbarungen und Verpflichtungen 
beziehungsweise auf internationale Zwänge berufen; daher werden viele 
ihrer Maßnahmen unangreifbar. Plötzlich gibt es Energie- und Postmärkte, 
und die letzten "unsinkbaren Schiffe" melden starken Wassereinbruch; 
viele sind schon unter den sich kräuselnden Wellen verschwunden: "Die 
Kommission, das Europäische Parlament, Brüssel hat beschlossen." Eine 
zunehmende Menge von Sachverhalten wird durch internationale Exper­
tengruppen reguliert, und die Nationalstaaten haben deren Vereinbarungen 
mehr oder minder nachzuvollziehen. Das ist nicht notwendig nur negativ zu 
bewerten, ja die Abgabe der Verantwortung in vielen Bereichen kann sogar 
als demokratieförderliche Veränderung bewertet werden. Die Internationali­
sierung, so wird von Politikbeobachtern verkündet, kann zur Stärkung der 
Demokratie beitragen, insofern sie zur Stärkung der Exekutive führt, das 
heißt zur Rückgewinnung der Unabhängigkeit der Politik gegenüber der 
Gesellschaft. Internationalisierung ist ein Remedium gegen Unregierbar­
keit. Die Regierung ist nicht mehr den modischen Alltagsströmungen 
ausgesetzt, sie hat die Möglichkeit zum bedauernden Schulterzucken. Sie 
muss keine privilegierenden Interventionen mehr exekutieren: Der gebeu­
telte Staat gewinnt Autonomie; es ist nicht mehr ein Abtausch-Staat, in dem 
jede Maßnahme Ueder Posten) "verdoppelt" werden muss, weil die Zustim­
mung des anderen "erkauft" werden muss.19 Eine Sozialpartnerschaft, die 
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nur auf "Verdoppelungspolitik" in diesem Sinne setzt, muss an Terrain ver­
lieren. 

Die korporatistische Demokratie war eine Demokratie der Interessen­
gruppen für die Bürger. Insoweit die Politisierung aller Bereiche als Ge­
fährdung der Demokratie im Sinne einer Entmündigung der Bürger an­
gesehen werden kann (wofür Österreich natürlich auch immer ein Muster­
beispiel war) und Demokratie als Abwesenheit politisierter, freiheitsge­
fährdender Interventionen in Markt und Zivilgesellschaft angesehen wer­
den kann, in einem liberalen Demokratieverständnis also, fördert Internatio­
nalisierung (durch pauschale Zurückdrängung staatlicher Intervention) die 
Demokratie. Hier ist das Paradoxon einer liberalisierenden Politik wirksam: 
Diese läuft darauf hinaus, dass der Staat einerseits nicht mehr intervenie­
ren muss und andererseits nicht mehr intervenieren kann: ein Staat, der so 
stark gemacht wird, dass er sich selbst schwächen kann. 20 ln analoger 
Form findet dieser "Rückzug" auch bei den Sozialpartnern statt: Sozialpart­
ner, die so "schwach" sind, dass sie ihre paternalistische Zugriffsfreude auf 
den Bürger und auf die Politik nicht mehr auszuleben vermögen; die aber 
"stark" sind in ihren Kernthemen und ihrer argumentativen Substanz. 

Dem ersten Eindruck zufolge mag es sich dabei um ein verheerendes 
Szenarium für die Sozialpartner handeln; aber auf den zweiten Blick ergibt 
sich Überraschendes, nämlich der Umstand, dass die Sozialpartner darin 
eine durchaus moderne Rolle spielen können. 

Erstens erfüllt das sozialpartnerschaftliehe System einige Kriterien des­
sen., was man als moderne Politik verstehen kann. Es handelt sich um eine 
politische Landschaft, in der im Zuge fortschreitender Entstaatlichungs­
initiativen die "Zivilgesel/schatr' immer stärker angerufen wird. Nun soll man 
die Reichweite und Funktionsfähigkeit zivilgesellschaftlicher Tätigkeiten 
und Organisationen nicht überschätzen (insbesondere wird man sich nicht 
erwarten dürfen, dass sich durch derlei Aktivitäten eine wesentliche 
finanzielle Entlastung für den Sozialstaat ergibt); aber es handelt sich dabei 
nicht nur um die Freiwillige Feuerwehr, den Gesangsverein und die Sterbe­
hilfe. Vielmehr sind die Interessenorganisationen klassische Einrichtungen 
einer "Bürgergesellschaft". 

Zweitens ist das Modell des "Verhandlungsstaates"21 eines, mit dem die 
Sozialpartner umgehen können; denn das war immer ihr ureigenstes 
Terrain. "Mehrebenenpolitik" ist ein politischer Prozess, der nicht mehr nur 
in formal streng geregelten Verfahrensweisen abläuft. Er ist informell; hat 
unterschiedliche Akteure; beruht auf Kontakten, Informationen und Treffen; 
zielt auf Verhandlungslösungen, mit denen alle leben können; wird immer 
fortgesetzt. Das war das, was die Sozialpartner immer getan haben; 
mittlerweile haben sie zwar weitere Mitspieler bekommen und die Szene ist 
unübersichtlicher geworden, aber das Verhandeln im informellen Kreise 
unter Wahrung der empfindlichen Punkte der Verhandlungspartner sollte 
ihnen nicht fremd sein. 

Drittens: Die alte, obrigkeitliche Sozialpartnerschaft wird sich an eine 
gewisse "Horizontalisierung" der Strukturen gewöhnen müssen; es handelt 
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sich eher um Netzwerke als um Hierarchien, eher um Wendigkeit als um 
etablierte Macht, eher um eine "lose Kopplung" als um eine "enge 
Kopplung". Auch hierbei besteht Gewöhnungsbedarf. Aber zugleich ergibt 
sich dadurch die Chance, eine stärkere Einbeziehung der Bürger zu 
gewährleisten. Es ist schließlich eine der großen Bedrohungen, dass die 
Bürger - aus Verdruss oder Indifferenz - einen Massen-Exitus aus 
demokratischen Prozessen vornehmen. 

Viertens: Die demokratiebewussten Vorbehalte gegen die Sozialpartner­
schaft - als "Nebenregierung" - werden durch den Blick auf die neuen 
europäischen Formen einer demokratischen Ordnung hinfällig. Die Sozial­
partnerschaft hatte sich als zweite politische Ebene etabliert, so wie andere 
institutionelle Elemente als balancierende Gewichte im demokratischen 
System verankert wurden. An Hand der entstehenden europäischen Ver­
fassung wird das klassische Demokratiemodell nunmehr als historisch 
gewachsene Form bewusst gemacht; es kann durchaus demokratische 
Formen geben, die nicht der herkömmlichen Funktions- und Kompetenz­
verteilung von Legislative und Exekutive entsprechen, und das gilt es 
jenseits eines naiven Demokratismus festzuhalten. 

Allerdings gilt es herauszustellen, dass die Sozialpartnerschaft von der 
Konstruktion her ein hoch kontingentes System ist: Es ist wesentlich von 
Personen geprägt. Das bedeutet zugleich, dass die Vorgangsweise, die 
Sozialpartner in das politische Boot zu holen, in zweierlei Richtung wirken 
kann: Erstens kann sie eine Reformpolitik fördern, -weil ein breiter Konsens 
aller Gruppen erzielt wird. Zweitens kann sie jede Reformpolitik verhindern, 
weil sich die Gruppen wechselseitig zuverlässig blockieren.22 Erforderlich 
ist in turbulenten Zeiten ein bewusster Umgang mit der ersten Variante; 
aber letztlich ist es eine Sache der Atmosphäre, der Kompatibilität der 
handelnden Akteure und des politischen Anstands, ob sich eher die eine 
oder die andere Variante durchsetzt. Dies kann durch institutionelle 
Regelungen nicht wirklich determiniert werden. 

4. Von der Gemeinschaftlichkeit zum breiteren Horizont 

Im alten Modell waren die Grenzen des Staates auch die Grenzen einer 
nationalen Gesellschaft, ebenso die Grenzen einer Volkswirtschaft im 
Sinne einer funktional vollständigen und nach außen weitgehend abgrenz­
baren Ökonomie, weiters die Grenzen einer Kultur-, Werte- und Solidar­
gemeinschaft. Darauf haben sich Geldverteilungsaktivitäten gegründet. Die 
Solidaritätspflicht wurde durch die kulturelle Einheit legitimiert und durch 
die funktionale Vollständigkeit der Wirtschaft ermöglicht.23 Österreicher 
helfen österreichern. 

Diese Optionen sind mit dem dahinschwindenden Modell eines 
"Container-Staates", einer abgeschlossenen, scharfrandigen, souveränen 
Einheit, der Erosion preisgegeben: Bei offenen Grenzen können Verpflich­
tungen weniger leicht auferlegt werden, und in multikulturellen Gesell­
schaften ist das Wir-Gefühl komplexer gelagert. ln der Europäischen Union 
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ist die solidarische Perspektive überhaupt weiter gefasst: Österreicher 
sollen Spaniern, Griechen, Süditalienern, bald auch Slowenen, Ungarn, 
Polen, Tschechen, Slowaken helfen. Aber die Solidarität, die sich in einer 
solchen Perspektive wachrufen lässt, ist weniger intensiv, und auch das 
Umverteilungsvolumen ist weit geringer, als es innerstaatliche Redistri­
butionsprogramme vorgeführt haben. Dazu kommen die generellen Bud­
getbegrenzungen. Unter diesen Bedingungen sind die Spielräume für Ar­
beits- und Sozialpolitik geschrumpft, jene Bereiche, die immer die Kern­
felder des sozialpartnerschaftliehen Wirkens waren. 

Natürlich ist es für sozialpartnerschaftliehe Institutionen nicht leicht, mit 
einer Erweiterung der Europäischen Union fertig zu werden. Auf der Arbeit­
geberseite hegen die kleinen Gewerbetreibenden ihre Aversionen gegen 
das Ausland, weil sie Konkurrenz befürchten, während sich die Industrie 
über die Aussicht freut, ihr Arbeitskräftepotential aufzustocken. Auf der 
Arbeitnehmerseite stehen die durchaus vorhandenen internationalen 
Solidaritätsgefühle mit dem Unbehagen schlechtgestellter Arbeitnehmer, 
die nicht zu Unrecht eine verschärfte Lage auf dem Arbeitsmarkt voraus­
sehen, in Konflikt. Ähnliche Ambivalenzen finden sich in der Haltung zu 
anderen Europäisierungsthemen: Natürlich wird man im Zuge der europäi­
schen Erweiterung für eine Neugestaltung der Brüsseler Entscheidungs­
verfahren eintreten müssen; aber das wird es verunmöglichen, die 
Sozialpolitik im eigenen Hause zu behalten, und mit europäischen "Frei­
zügigkeiten" und globalen "GATS-Regeln" wird manches auf Dauer nicht 
verträglich sein. Das wird uns die europäische Rechtsprechung zeitgerecht 
mitteilen.24 

Kurz gesagt: Es wird kein politisches Problem geben, bei dem nicht die 
europäische Ebene und die globale Ebene in Rechnung zu stellen sind. 
Das macht alle Probleme viel schwieriger; jedes Problem einer Beschäfti­
gungs- oder Sozialpolitik ist hinfort nicht allein als "österreichisches" 
Problem zu betrachten. Die Vereinbarkeit von Ökonomie und Ökologie ist 
dann nicht auf das Problem des LKW-Verkehrsaufkommens in Tirol zu 
reduzieren, sondern bedarf einer nachhaltigen und intelligenten Gesamt­
strategie; die Arbeitnehmerbewegung ist da in einem Gewöhnungsprozess. 
Auch die Multikulturalität ist weder mit einigen Phrasen über Offenheit und 
Menschlichkeit und einer diffusen Authentizitätsideologie ("Welt umarmen") 
noch mit unintelligenten Abschottungsmaßnahmen ("auf die Straße set­
zen") abgetan, sondern bedarf eines harten Kerns - Wahrung der Men­
schenrechte, Integration in umschreibbaren Sachverhalten- und gleich­
zeitig einer Entfaltung von Hilfsbereitschaft und Toleranz; die Arbeitneh­
merbewegung tut sich noch schwer im Umgang mit diesen Dingen. Tat­
sächlich werden eine prosperierende Wirtschaft und eine ausreichende 
soziale Versorgung nicht alle Migrationsprobleme lösen können.25 Wie sich 
die Sozialversicherungssysteme im internationalen Benchmarking tun 
werden, wird abzuwarten sein. Wie sich die Zukunft öffentlich-rechtlicher 
Medien entwickeln wird, werden wir sehen. Welche Berufsberechtigungen 
wir anpassen müssen, ist Sache der nächsten Jahre. Die Konturen dessen, 
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wie sich die Konvergenz der Bildungssysteme weiter entwickelt, zeichnet 
sich ab. Viele Probleme dieser Art stehen an. 

5. Von der Marktaversion zur Leistungsethik 

Die sozialdemokratische Variante der "sozialen Demokratie" hat seit der 
Nachkriegszeit auf einer Aversion gegen Marktgesetzlichkeiten beruht, die es 
manchen Politikern aus dem linken Lager oder aus Interessenverbänden­
allen marktwirtschaftsfreundlichen Bekundungen zum Trotz- als vorzugswür­
dig erscheinen ließ, Menschen durch sozialpolitische Maßnahmen aus dem 
Markt herauszunehmen.26 Es gab Kreise, die- bei allem Einsatz für Be­
schäftigungspolitik - nicht unbedingt an die Bedürfnisse oder Notlagen der 
Klienten anknüpften, sondern es klammheimlich begrüßten, wenn jemand 
durch marktunabhängige, das heißt staatliche Alimentierung von dem verab­
scheuungswürdigen Zwang, seine Arbeitskraft verkaufen zu müssen, frei­
gestellt werden konnte:27 Jeder Sozialhilfeempfänger ist ein sozialer Erfolg. 
Jede Ausweitung von wohlfahrtsstaatliehen Budgets ist ein politischer Erfolg. 
Jedes Budgetdefizit ist unbeachtlich, wenn es nur guten Zwecken dient. 

Der Aufstieg des Marktparadigmas in den letzten Jahrzehnten lässt den 
Schutz vor dem Markt als Kernelement eines politischen Programms 
unglaubwürdig und unrealistisch erscheinen. Das "wohlfahrtsstaatliche 
Projekt" verliert seine "utopischen Energien", die es sich fälschlich appro­
priiert hat; 28 denn dieses Projekt war in Wahrheit (glücklicherweise) immer 
ein recht pragmatisches und kein utopisches. Doch Politik, auch wohl­
fahrtsstaatliche Politik, muss heute anders ansetzen als mit dem Ziel der 
Befreiung vom Markt: Es kann sich nicht mehr um die Schaffung von 
Nischen eines erleichterten Lebens und verringerter Arbeitsmühe inmitten 
einer "feindseligen", das heißt leistungsfordernden Umwelt handeln, 
sondern es muss sich um die Angleichung von Lebenschancen durch Hilfe 
zur Marktbewährung handeln. Das ist eine Strategie des Empowerment. 
Eine Schlaraffenland-Ideologie, die ohnehin nie gestimmt hat, ist endgültig 
als obsolet erwiesen. 

Die Herausnahme aus dem Markt kollidiert nicht nur mit einer weithin 
akzeptierten Antiverschuldungspolitik, weil der freizügige Ersatz privaten 
Einkommens durch öffentliches auf Dauer unbezahlbar wird; es regt sich 
auch der Verdacht, dass langfristig fortgesetzte Abhängigkeit soziale 
Pathologien produziere, insbesondere auch den Verlust der Fähigkeit zu 
verantwortlicher sozialer Teilhabe. Das weitverbreitete Bewusstsein "Ge­
rechte Sozialpolitik heißt, dass den anderen genommen und mir gegeben 
wird" muss nicht noch gefördert werden. Als Ziel von sozialpolitischen 
Maßnahmen wird heute weithin anerkannt, dass die Klienten nach Tunlich­
keit zur Lebensführung aus eigenen Kräften zu befähigen sind. Wirt­
schaftlicher Zwang gilt nicht mehr per se als persönlichkeitsdeformieren­
des Unheil, sondern wird auch als charakterbildende Kraft gesehen. Die 
Menschen im Wettbewerb halten und sie dazu wieder befähigen -
"employability fördern" hat Programm der Sozialpartner zu sein. 
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Zum neuen geistigen Gehalt einer Politik im 21. Jahrhundert, auch einer 
Arbeitnehmerpolitik, gehört eine neue Leistungsethik Auch die alte Arbei­
terbewegung hat ihre sozialen Absicherungsideen immer mit einem Ethos 
der manuellen Arbeit als Quelle aller Werte verbunden. ln jeder Gesell­
schaft war die Sorge für die ihr Angehörenden mit der selbstverständlichen 
Verpflichtung verbunden, dass jeder nach seinen Kräften zum Wohl des 
Ganzen beizutragen habe. Die Gesellschaft hat die Verpflichtung, einen 
Arbeitslosen nach Kräften zu unterstützen; und der Arbeitslose hat die 
Verpflichtung, sich nach Kräften um eine neue Arbeit zu bemühen. Das 
Heer der strahlenden, braungebrannten , bergsteigenden und "kurenden" 
Frühpensionisten muss nicht mit allen Mitteln verteidigt und vermehrt 
werden. Dass es Personen gibt, die unter turbokapitalistischen Turbulen­
zen zu leiden haben, ist ebenso offenkundig wie der Umstand, dass es 
arbeitsscheue Personen gibt, die nichts mehr fürchten als einen Arbeits­
platz. Die augenzwinkernde Nutzung sozialstaatlicher Programme ist zu­
rückgedrängt, aber noch nicht beseitigt. Da in der konsumistischen Ge­
genwartskultur ein Ethos der Arbeit immer weniger zur Verfügung steht, 
weil es unter anderem durch eine marktturbulente Event- und Konsum­
kultur- die ja den wirklichen , alle Lebensbereiche aufzehrenden Sieg einer 
Wirtschaftsmentalität ausmacht, die den Menschen nur noch auf seine 
Rolle als Arbeitskraft und Konsument reduziert- abgebaut wird29 , werden 
auch die Sozialpartner akzeptieren müssen, dass an die Stelle dieses 
Ethos weithin die Disziplin des Marktes tritt. Diese passt ohnehin besser 
zum dominierenden Selbstentfaltungs- und Autonomiebewusstsein. Das 
bedeutet eine Neugewichtung, auch bei weiterhin gültiger Anerkennung der 
beiden Prinzipien: Erstens, der Wohlfahrtsstaat, eine großartige Errungen­
schaft30 , braucht sein Gegengewicht, den Markt. Zweitens, der Markt 
braucht sein Gegengewicht, den Wohlfahrtsstaat. 31 

6. Vom etatistischen System zur Symbiose von Markt und Staat 

Ein hohes Maß an Vertrauen in die Superiorität staatlicher Regelungen 
und Interventionen ist zeitweise für eine Arbeitnehmervertretung kenn­
zeichnend gewesen, die sich den Launen eines ungebärdigen Kapitals 
ausgesetzt sah. Der Gedanke, dass sich die wirtschaftlichen Prozesse am 
besten von einer zentralen Instanz aus steuern ließen, hat- allen Dementis 
und Proklamationen zum Trotz- immer noch insofern Spuren hinterlassen, 
als man jedes Mal, wenn ein Problem irgendeiner Art auftauchte, ohne 
Umschweife die Verantwortung der Politik angerufen hat. Diese Ära ist vor­
über: Ohne Politik unterschätzen zu wollen - es ist ein guter Grundge­
danke, dass die Menschen in erster Linie für ihr Leben selbst verantwortlich 
sind. Nicht an allem ist "die Gesellschaft" schuld. Und nicht für jedes 
Problem ist "der Staat" zuständig. Der Pawlowsche Etatismus hat ausge­
dient. 

Der hemmungslose Umgang mit den Verschuldungspotentialen des 
Staates war ohnehin immer der Kurzsichtigkeit und nicht der Gerechtigkeit 
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geschuldet. Es ist kein Zeichen von Anstand, aus Gründen kurzfristiger 
politischer Opportunität der nächsten Generation die unbeglichenen 
Rechnungen zu hinterlassen. Eine wesentliche Herausforderung der 
Demokratie "erwächst aus ihrer angeborenen Neigung, vorrangig ,die Be­
dürfnisse des Augenblicks' [ ... ] zu befriedigen -zu Lasten der Zukunft. Die 
Lastenverschiebung auf spätere Generationen ist bequem, begünstigt den 
Machterwerb und Machterhalt hier und heute und ist politisch relativ einfach 
zu bewerkstelligen. Denn die zukünftigen Generationen haben weder 
Stimmrecht noch sonstige Machtressourcen. Dadurch kommen die 
lautstarken Interessen der Gegenwart, vor allem die für Machterhalt oder­
verlust ausschlaggebenden Interessen, um so besser zum Zuge. Doch die 
Lastenabwälzung auf die Zukunft kann auf ihre Urheber zurückschlagen, 
wenn ein Teil der Abwälzungsfolgen schon in der Gegenwart spürbar wird. 
Dies ist z.B. im Fall der Staatsverschuldung gegeben, zu der auch die 
Demokratie neigt. Die Bedienung einer hohen Staatsverschuldung mit Zins 
und Tilgung allerdings verknappt den haushaltspolitischen Spielraum 
außerordentlich, erschwert die Zukunftsvorsorge und behindert zudem die 
Reaktions- und Gestaltungsfähigkeit in der Gegenwart nachhaltig."32 

Ausgabendisziplin ist für alle politischen Lager zu einem Imperativ gewor­
den, allenfalls natürlich hingezogen über einen Konjunkturzyklus, aber 
jedenfalls nicht im Sinne der Ausschöpfung aller Finanzierungsmöglich­
keiten auf dem Kapitalmarkt, dessen Wirkungsmechanismen ja auch nicht 
so gestaltet sind, dass die Auswirkungen einer Verschuldungspolitik 
vorrangig den Arbeitnehmern zugute kommen. 

Der Staat soll stark, aber nicht groß sein. Das ist auch für Arbeitnehmer 
gut. Dabei ist die einfache Entgegensetzung von Markt versus Staat im 
Grunde eine Diskussion von gestern. Bei allen praktischen Fragen geht es 
immer häufiger um brauchbare institutionelle Mischungen: um New Public 
Management; um regulierte Märkte; um Verschränkungen öffentlicher und 
privatwirtschaftlicher Aufgabenerfüllung. Die Gestaltung dieser Bereiche ist 
kompliziert, und in vielen Fällen geht es nur um Versuche, Experimente, 
Probe-Designs - und diese ließen sich trefflich unter Beteiligung der 
Sozialpartner anstellen. Es gibt in diesen neu zu erschließenden Politik­
feldern keine Rezepte, sondern man muss Erfahrungen sammeln, wie man 
eine sinnvolle Balance zwischen Einflusssphären zustande bringt. Dort 
spielen sich die wirklichen Probleme ab, nicht bei der klassischen Markt­
Staat-Konfrontation. 

Das Entstaatlichungsprogramm hat natürlich auch seine Grenzen, und 
man müsste die Augen ganz fest zu kneifen, um zu glauben, dass man sich 
um sie nicht kümmern muss: Nicht immer sind vorgebliche Privatisie­
rungen, bei denen die eine Gebietskörperschaft durch eine andere ersetzt 
wird, tatsächliche "Verkäufe", und es handelt sich schon gar nicht um "Ent­
staatlichungsinitiativen". Zuweilen kommt der Verdacht auf, dass öffentli­
ches Vermögen auf für den Käufer günstigste Weise in Privatvermögen 
umgewandelt wird. Auch dubiose Ausgliederungen, bei denen Vermögens­
werte von einer im öffentlichen Besitz befindlichen Gesellschaft übernom-
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men werden, sind nicht immer überzeugende Lösungen.33 Deregulierungs­
initiativen haben in einigen Fällen zu großartigen Leistungssteigerungen 
und Preissenkungen geführt; aber in manchen Fällen bleibt die Ratio 
rätselhaft. Jedenfalls wären die unterschiedlichen Fälle eine sachkundige 
Debatte wert, eine Debatte, die freilich nicht mit Pauschalbekundungen -
"Verschleuderung öffentlichen Vermögens" auf der einen Seite und "Belas­
tungsverminderung des Steuerzahlers" auf der anderen Seite - geführt 
werden darf. Die Sozialpartner haben sich ihre Reputation seinerzeit nicht 
zuletzt dadurch erworben, dass Sachargumente (bei allem politischen 
Hintergrundverständnis) in ihren Überlegungen eine große Bedeutung 
besaßen, und dadurch, dass sie- mehr pragmatisch als ideologisch- auch 
einmal über ihren Schatten springen konnten. Das sind Qualitäten, die das 
politische Leben in Zeiten wie diesen brauchen könnte, in denen tatsächlich 
bei vielen Problemen "soziale Innovationen" erforderlich sind. 

7. Von der alten zur neuen Sozialpolitik 

Das Ziel, soziale Gerechtigkeit zu verwirklichen, bleibt aufrecht, gerade 
in tiefgreifenden Transformationsprozessen. Aber das bedeutet keinen 
dogmatischen Traditionalismus. Es bedeutet vielmehr, jenen zu helfen, die 
sich nicht selbst helfen können; jene zu fördern, die ihre Potentiale entfalten 
wollen; jenen Überbrückung zu leisten, die sich in transitorischen Verhält­
nissen befinden; und jene zu tadeln, die es sich auf die billige Tour und zu 
Lasten der anderen "richten" wollen. 

Soziale Gerechtigkeit ist etwas anderes als formale Gleichmacherei; sie 
schließt die Herausforderung zur Leistung ein. Es ist ein neuer Produktivis­
mus angesagt: Es gibt keinen Schutz mehr vor den Leistungszumutungen 
des Marktes, sondern vorrangig Hilfe bei ihrer Bewältigung. Die individuel­
len "Anfangspotentiale" im Wettbewerbsgeschehen sind zu korrigieren, 
nicht die Ergebnisse unter dem Titel einer egalitär verstandenen Gerechtig­
keitsauffassung, die mit Vorliebe an die schlechteren Instinkte der Men­
schen, an den Neid allzumal, appelliert. Eine Verbesserung der Markt­
chancen für jedes Mitglied der Gesellschaft ist anzustreben. Dass die Er­
gebnisse des Wettbewerbs nicht allen Wünschen Rechnung tragen, wird 
sich nicht vermeiden lassen. Die egalitäre Demokratie nach der produkti­
vistischen Wende zielt demgemäß auf den Aufbau von fair verteilter 
Wettbewerbsfähigkeit 

Soziale Gerechtigkeit bedeutet nicht, ein verpflichtungsloses Anspruchs­
denken zu fördern: der "Staat" möge zahlen, die "Reichen" mögen zahlen, 
die "anderen", wer immer dies auch jeweils sein mag, mögen zahlen. Ein 
angemessenes Verhältnis von Rechten und Pflichten ist vorauszusetzen 
und immer wieder zu bekräftigen. Es ist auch eine Aufgabe der öffentlichen 
Einrichtungen, eines öffentlichen Diskurses, dies bewusst zu machen. 
Politik, auch Arbeitnehmerpolitik, ist nicht nur das Reich der Versprechun­
gen, sondern auch jenes der Herausforderungen. Politische Kultur wird 
nicht gedeihen, wenn man immer an die Schwächen der Menschen appel-
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liert, an ihre Ressentiments, ihre Faulheit und ihre Gier. Das war nie Kenn­
zeichen der klassischen Arbeiterbewegung, es ist stete Versuchung in 
populistischen Zeiten. Arbeitnehmerpolitik muss im Gegenteil die besten 
Seiten der Menschen herausstellen und diese pflegen und entfalten. Das 
geschieht auch jenseits konkreter Versprechungen; zuweilen gilt es auch 
Grundsatzfragen zu thematisieren, im Hinblick auf die man nichts "tun" 
kann. 

Herausforderungen sind nicht gleichbedeutend mit beliebigen Forderun­
gen oder mit Überforderung. Natürlich gibt es Flexibilisierungsgrenzen, das 
heißt aber auch: Grenzen des liberalen Programms. Der Markt ist immer 
ebenso innovativ wie destruktiv.34 Die Wahrnehmung einer adäquaten 
Rolle für Marktprozesse heißt nicht, dass man seinen Frieden macht mit 
allen Formen einer neoliberalen Ideologie. Globalisierungsjubel ist be­
grenzt glaubwürdig: Auch die gute Botschaft, dass man sich dies und jenes 
in Zukunft selbst zahlen müsse und dadurch einen ungeheuren "Frei­
heitsgewinn" erzielen könne, ist nicht immer überzeugend. Der "flexible 
Mensch"35 ist ein Elitenprogramm, keine verstehbare Lebensperspektive 
für alle und gerade für "Normalmenschen" sehr oft kein erstrebenswertes 
Modell. Je dynamischer und vermarktlichter die Gesellschaft ist, desto 
schwerer tut sie sich mit Halbleistungsfähigen, die gleichwohl, da man sie 
nicht wegzaubern oder zur Gänze gettoisieren kann, integriert werden 
müssen. Es bleibt gültig, dass ein Markt im Rahmen von Normen 
funktioniert; dass eine Gesellschaft ohne Vertrauen gar nicht funktioniert; 36 

und dass deswegen der Wohlfahrtsstaat37 eine gewohnte und geschätzte 
Konfiguration ist. 38 Alle diese alten Besorgnisse und Warnungen sind zu­
treffend, so neoliberal und liberalprogressiv sich die Wirtschaftspropa­
ganda auch geben mag.39 

Natürlich geht es somit trotz des Perspektivenwechsels um Reform und 
Aufrechterhaltung des Sozialstaates, den in Wahrheit kein vernünftiger 
europäischer Politiker demontieren will; die treffende Formulierung ist die 
von der "solidarischen Hoch Ieistungsgeseiischaft". Da stimmt es nachdenk­
lich, wenn politische Kreise sich mit einer solchen Formulierung nicht 
anfreunden können, handelt es sich doch um einen essentiellen Bereich 
dessen, was immer vernünftige Sozialpartner-Politik ausgemacht hat. Die 
solidarische Hochleistungs-Gesellschaft ist gleichermaßen ein politisches 
und ein wirtschaftliches Konzept. Es gilt das Resümee Franz-Xaver Kauf­
manns: "Wenn es [ ... [ richtig ist, dass Sozialpolitik es mit der Vermittlung 
von Staat und bürgerlicher Gesellschaft zu tun hat, oder moderner formu­
liert: mit der Abarbeitung der Folgeprobleme einer funktionsorientierten 
Strukturdifferenzierung sich modernisierender Gesellschaften, so kann es 
nicht genügen, die Dinge entweder aus der Sicht des Staates - also 
juristisch oder politikwissenschaftlich - oder aus der Sicht der Marktwirt­
schaft bzw. einem breiter ansetzenden Konzept der Versorgung und der 
Wohlfahrtsproduktion - also ökonomisch oder soziologisch - zu betrach­
ten. Es kommt vielmehr gerade auf eine Verschränkung der disziplinären 
Perspektiven an, um das hybride Gebilde ,Sozialpolitik' oder ,Sozialstaat' in 
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seiner Eigenart zu erfassen. Und es genügt ebenso wenig, Sozialpolitik nur 
im Hinblick auf ihre unmittelbaren Wirkungen auf die Lebenslagen und 
Entfaltungschancen von Individuen hin zu diskutieren." Sozialpolitik habe 
"neben personfunktionalen auch systemfunktionale Aspekte. Diese zur 
Sprache zu bringen fällt schwer in einer auf individualistische Selbstentfal­
tungswerte festgelegten Kultur. Die individuellen Nutzen allein könnten 
jedoch in der Regel keine politischen Mehrheiten mobilisieren. Sozialpolitik, 
auch soziale Umverteilungspolitik, ist eine Weise, in der sich ein Gemein­
wesen seiner basalen Solidarität versichert. Und es tut dies um kollektiver 
Nutzen wie der Humankapitalbildung, der inneren Pazifizierung oder der 
Verwirklichung akzeptierter Werte willen."40 

Es geht - erstens - in manchen Bereichen wohl um eine neue Ziel­
sicherheit: Die Sozialpolitik wird sich ein wenig zielgerechter geben müs­
sen, sie muss nicht alle Bereiche der Mittelschichten bevormunden und 
nicht alle Probleme der Weit lösen, sondern die wirklichen Härten angehen. 

Es kann aber auch - zweitens - Selbstbehalte und Mischverhältnisse 
geben, aus Finanzierungsgründen ebenso wie aus Steuerungsgründen; 
und die Einschwörung auf eine "Gratismentalität" in allen Lebensbereichen, 
die beliebige luxuriöse Ansprüche als den "unteren Rand" menschen­
würdigen Lebens ansieht, ist gleichermaßen unrealistisch wie sozial unge­
recht. 

Damit ist- drittens- die "Unantastbarkeit" der "Kernbereiche" des Wohl­
fahrtsstaates, auch im Sinne universeller Abdeckung, durchaus vereinbar: 
Eine umfassende Krankenversicherung gehört in die Kategorie Chancen­
gleichheit, nicht in die Kategorie Bevormundung, wie dies manche sehen 
wollen, und es gibt auch im internationalen Vergleich keine guten Gründe, 
wesentliche Vermarktlichungsinitiativen im Bereich der Krankenversorgung 
zu setzen. Die Vereinigten Staaten machen es vor, wie man mit viel Geld in 
einem marktförmigen Ambiente schlechte Resultate erzielen kann, und ein 
komparativer empirischer Befund wie dieser ist nun einmal ein gutes Argu­
ment. 

Solidarität bleibt auch in einer modernen, flexiblen, globalisierten Wirt­
schaft ein Wert. Aber Solidarität und soziale Gerechtigkeit bedeuten -
viertens - nicht, dass man den Sozialstaat ideologisch in der Utopie einer 
entkammodifizierten Gesellschaft und Lebensform verankern muss. Tat­
sächlich ist es ein Skandal, wenn in einer reichen Gesellschaft wie dieser 
Armut herrscht. Aber Armut liegt- nur zur statistischen Erinnerung - nicht 
dann vor, wenn jemand unterhalb des Medianeinkommens einer Gesell­
schaft liegt; vielmehr geht es um die Definition "echter" Armut, die in einer 
Luxusgesellschaft durchaus zu relativieren ist. Grundeinkommensvisionen 
sind unter den Vorbehalt realistischer Finanzierbarkeitsberechnungen zu 
stellen. Armut wird nicht gleich zu behandeln sein, wenn es um selbstge­
wählte Armut - einschließlich der Armut in Übergangsphasen - geht; so 
sind beispielsweise nicht alle alleinerziehenden Mütter, die ihren "Exkurs" 
aus der Arbeitswelt genaugeplant und vorbereitet haben, automatisch als 
gesellschaftliche "Opfer" zu sehen. Rund zehn Prozent der Bevölkerung 
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sind hingegen offenbar von dauernder Armut geplagt, und sie können sich 
auf dem Arbeitsmarkt nicht gut situieren; die meisten von ihnen nicht unbe­
dingt aus eigenem Verschulden, manche von ihnen hingegen durchaus mit 
dem Kalkül sozialstaatlich abgesicherter "Gemütsruhe". 

Asoziale Elemente gibt es - fünftens - auf beiden Enden der sozialen 
Skala: am oberen Ende jene, die sich mit Hilfe wirtschaftsnaher Dienst­
leisterder Steuerpflicht und allen sonstigen Verpflichtungen der "Bürger­
gesellschaft" geschickt entziehen oder in jenen Grauzonen des Arbeits­
marktes Geld verdienen, in denen tatsächlich oft Ausbeutung herrscht; am 
unteren Ende viele von jenen, die Karl Marx einst als "Lumpenproletariat" 
beschrieben hat und die es - als Mentalitätskonstellation - natürlich nach 
wie vor gibt. 

ln der Perspektive sozialer Gerechtigkeit sind- sechstens- auch man­
che überkommenen primitiven Progressismen überdenkenswert. ln man­
chen Kreisen herrscht beispielsweise eine Feindschaft gegenüber der her­
kömmlichen Familie, die für den Kernbestand der Arbeiterschaft nie typisch 
war. Von manchen erhält etwa alles, was nicht der konventionellen Ehe 
entspricht, blinden Applaus, und alles, was ihr ähnelt, verfällt dem Hohn. 
Auch wenn sich der diffus-linke, aber schicke Progressismus in den lebens­
nahen Milieus einer Arbeitnehmerbewegung niemals wirklich verankern 
konnte, ist doch seine Wirkung zuweilen spürbar und beeinflusst die politi­
sche Agenda. ln Wahrheit handelt es sich um überholte Traditionsbestände 
aus dem vorigen und vorvorigen Jahrhundert. Die Frage, wie das "gute 
Leben" in Zukunft aussehen kann, wird in einer umfassenderen Weise zu 
diskutieren sein.41 

8. Schlussbemerkungen 

Es wächst eine neue Govemance-Struktur- nach dem nationalstaatli­
ehen Konsens des 19. Jahrhunderts und dem wohlfahrtsstaatliehen 
Konsens des 20. Jahrhunderts. "Governance" als sozialwissenschaftliches 
Modewort bringt zum Ausdruck, dass Politik vielgestaltiger wird, ein Mehr­
ebenenmodell , ein Bargaining-System mit staatlichen und nichtstaatlichen 
Partnern. Sie schließt auch die Zivilgesellschaft ein, deren Ausprägungen 
in den letzten Jahren ein neues Interesse gefunden haben: intermediäre 
Assoziierungen, Gruppen, Vergemeinschaftungen zwischen Individuum 
und StaatY Dazu gehören letzten Endes auch die Interessengruppen. We­
der ist die "Verstaatlichung" ihrer Aufgaben empfehlenswert in Zeiten, in 
denen staatliche Bürokratien eher abgeschafft werden, noch ist ihre Über­
flüssigkeit in Zeiten hegemonialer Vermarktlichungsideologien plausibel zu 
machen. 

Die alte Sozialpartnerschaft ist tot, es lebe eine neue Governance-Struk­
tur. Diese erfordert eine Reorientierung, auf allen Seiten. Nach dem Para­
digmenwechsel , der als Gewöhnungsprozess einige Zeit dauert und für 
manche schmerzhaft ist, ist ein neues korporatistisches Verhandlungs­
regime möglich und angebracht. Auch in einer entrepreunerialen Welt wird 
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es sinnvoll sein, ein paar korporatistische Säulen- in etwas modernisier­
tem Design- in das demokratische Gebäude einzubauen. 
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